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Die Qualität von Teilzeitarbeit 
Evelyn Stoü 
L Einleitung 
Seit der Ausbreitung der Teilzeitarbeit in der Bundesrepublik in den sech¬ 
ziger Jahren wird in der Öffentlichkeit über die mindere Qualität dieser 
Arbeitsverhältnisse kritisch diskutiert Das hat allerdings deren kontinuier¬ 
liche Ausweitung nicht aufhalten können (vgl. Wagner 1984, Dittrich u.a. 
1989). Teilzeitarböit wird vor allem von Frauen ausgeübt. Sie sehen in die¬ 
ser Erwerbsform eine Möglichkeit, berufliche und familiäre Anforderungen 
zu vereinbaren (vgl. u.a. Bielenski/Strümpel 1988). Seit den achtziger Jah¬ 
ren wird Teilzeitarbeit verstärkt als eine durchaus attraktive Form der Er¬ 
werbsarbeit diskutiert, die einen Ausgleich zwischen dem Interesse der Un¬ 
ternehmer an mehr "Flexibilisierung" und dem der Arbeitnehmerinnen 
nach mehr "Individualisierung" ermögliche. Die Forderung nach Individua¬ 
lisierung richtet sich vor allem gegen das Zeitregime des Normalarbeitsver¬ 
hältnisses, die Forderungen der Unternehmer zielen letztlich auf eine gene¬ 
relle Rücknahme der gesetzlichen und tarifvertraglichen Regelungen. An¬ 
gesichts des doppelten Spannungsverhältnisses - einerseits Unternehmerin¬ 
teresse versus Arbeitnehmerinneninteresse, andererseits Vereinbarkeit von 
Familie, und Beruf - stellt sich die Frage, ob und inwiefern durch Teilzeitbe¬ 
schäftigung eine Lösung des Spannimgsverhältnisses im beiderseitigen In¬ 
teresse zwar möglich, aber nur zu dem Preis erreichbar ist, daß die im Nor¬ 
malarbeitsverhältnis wesentlichen Schutzstandards zugunsten der Arbeit¬ 
nehmerinnen weitgehend aufgegeben und stattdessen Arbeitsbedingungen 
minderer Qualität eingegangen werden müssen. 
Dieser Qualität wird im folgenden nachgegangen, wobei in dem Konstrukt 
"Qualität der Arbeit" in Anlehnung an die Sozialindikatorenforschung 
sowohl "objektive" Bedingungen als auch deren subjektive Wahrnehmung 
erfaßt sind (vgl. Noll 1984, Glatzer/Zapf 1984, S. 391). Zu den objektiven 
Bedingungen der Erwerbsarbeit gehört, neben dem Einkommen und den 
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konkreten Bedingungen am Arbeitsplatz, vor allem die Teilhabe an arbeits- 
und sozialrechtlichen Sicherungen. 
In diesem Sinne soll nach einer kurzen Bestandsaufnahme der "geschütz¬ 
ten" und "ungeschützen" Teilzeitarbeit sowie der Arbeitsverhältnisse mit 
dem Merkmal der "kapazitätsorientierten variablen Arbeitszeit" (im folgen¬ 
den KAPOVAZ genannt) die Qualität der. Teilzeitarbeit untersucht wer¬ 
den; Zunächst wird der sozialversicherungs- und arbeitsrechtliche Rahmen, 
in den diese Arbeitsverhältnisse eingebettet sind, dargestellt. Danach wird 
die Einschätzung der "Qualität der Arbeit" durch die Beschäftigten anhand 
der Daten des "Sozioökonomischen Panels" nachvollzogen .und die Ergeb¬ 
nisse zu einem abschließenden Qualitätsurteil zusammengefaßt. 
2. Teilzeitarbeit: Eine empirische Bestandsaufnahme 
Als Teilzeitarbeit gilt "eine kürzere als übliche tägliche oder wöchentliche 
Normalarbeitszeit im Sinne der tariflichen Standardarbeitszeit" (vgl. 
Dittrich et al 1989, S. 279). Nach § 2 Abs. 2 Beschäftigungsförderungsgesetz 
(BeschFG) sind teilzeitbeschäftigt "die Arbeitnehmer, deren regelmäßige 
Wochenarbeitszeit kürzer ist als die regelmäßige Wochenarbeitszeit ver¬ 
gleichbarer vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer des Betriebes". Die Bezugs¬ 
größe, nach der sich das Vorliegen einer Teilzeitbeschäftigung bemißt, ist 
nicht eindeutig normiert. Dies erschwert die exakte quantitative Erfassung 
der Teilzeitarbeit. Hinter dem Begriff Teilzeitarbeit verbirgt sich außerdem 
eine große Bandbreite an unterschiedlichen Beschäftigungsformen, deren 
einziges gemeinsames Merkmal die Unterschreitung der "betriebsüblichen" 
oder "tarifvertraglichen" Normalarbeitszeit ist. Die Bandbreite, der Unter¬ 
schreitung reicht von Arbeitszeiten nahe der Vollzeitarbeit bis weit unter 
die im Sozialversicherungsrecht definierte "geringfügige Beschäftigung". 
Die Verbreitung und Struktur der Sozialversicherungspflichtigen Teilzeitar- 
beit ("geschützte Teilzeit") ist in den amtlichen Statistiken der Bundesan¬ 
stalt für Arbeit umfassend dokumentiert 1987 waren von 8,634 Mio sozial- 
versicherungspflichtig beschäftigten Frauen 1,901 Mio (22%) Frauen teil¬ 
zeitbeschäftigt. Von allen Teilzeitbeschäftigten (2,052 Mio) waren 92,7% 
Frauen (vgl. ANBA1989, S. 939, S. 949). 
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Ungleich schwieriger ist es, verläßliche Zahlen zur Verbreitung und Ent¬ 
wicklung der nicht Sozialversicherungspflichtigen Teilzeitarbeit ("unge¬ 
schützte Teilzeit") zu erhalten, da die hier tätigen Arbeitnehmerinnen nicht 
durch die Sozialversicherungsträger erfaßt werden. Die stetige Zunahme 
der sozialversicherungsrechtlich ungeschützten Beschäftigung wird in der 
Literatur übereinstimmend vermutet (vgl. u.a. Büchtemann/Schupp 1986, 
S. 11 ff). Eine für die Bevölkerung im Alter von .16-69 Jahren repräsentative 
Umfrage im II. Quartal 1987 ermittelte folgende Bestandsdaten (vgL 
Friedrich 1989, S. 23 ff): ca. 2,284 Mio Beschäftigte sind in sozialversiche¬ 
rungsfreier Beschäftigung (explizit ohne Nebentätigkeit) erwerbstätig. Da¬ 
von sind 60% Frauen (ca. 1,365 Mio). Zieht man die sogenannten "Nicht- 
Schutdjedürftigen"1 ab, verbleiben ca 955.000 sozialversicherungsfrei Be¬ 
schäftigte, die prinzipiell schutzbedürftig sind, da für sie eine Einbindung in 
die Systeme der sozialen Sicherung allein aufgrund ihres persönlichen Sta¬ 
tus nicht gewährleistet ist. Davon sind 881.000 (92,3%) "haushaltsführende" 
Frauen2. Bei diesen Zahlen "muß davon ausgegangen werden, daß die er¬ 
mittelten Werte eine Untergrenze darstellen, eine Abschätzung des Um- 
fangs der möglichen Untererfassung ist jedoch nicht möglich" (Friedrich 
1989, S. 17 f). 
Ahnlich schwierig ist es, die von KAPOVAZ Betroffenen auch nur in einer 
Bestandszahl zu erfassen. Zum einen ist der Begriff KAPOVAZ mit unter¬ 
schiedlichen Inhalten gefüllt In einer engen Auffassung zählen dazu nur 
solche Beschäftigungsverhätnisse, "bei denen die Verteilung der Arbeitszeit 
auf Tage und Stunden nicht im Arbeitsvertrag festgelegt ist", wohl aber eine 
insgesamt für einen Bemessungszeitraum zu leistende Stundenzahl verein¬ 
bart ist (so z.B. Pfarr/Bertelsmann 1989, S. 215). Diese Auffassung liegt der 
Legaldefinition des § 4 Abs. 1 BeschFG zugrunde, nach der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer vereinbaren, daß der Arbeitnehmer seine Arbeitslei¬ 
stung entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat In einer weiter ge¬ 
faßten Definition umfaßt der Begriff auch die vertraglichen Gestaltungen, 
1 Das sind diejenigen Beschäftigten, die z.B. als Rentner, Schüler, Studenten oder 
Arbeitslose in die Systeme der sozialen Sicherung einbezogen sind. 
"Haushaltsführend" sind die Personen, die sich selbst als Hausfrau bzw. Hausmann 
einordnen (vgL Friedrich 1989, S. 245). 
2 
88 
bei denen nicht nur die Lage, sondern auch die Dauer der insgesamt zu er¬ 
bringenden Arbeitsleistung nicht fixiert ist (vgl. Meyer 1989, S. 32 f). 
Das Fehlen einer allgemein gültigen Definition erschwert die empirische 
Erfassung der KAPOVAZ durch repräsentative Befragungen. Die Statisti¬ 
ken der Sozialversicherungsträger könnten, selbst wenn sie gezielte Fragen 
zur "Arbeit auf Abruf", KAPOVAZ etc. aufnehmen würden, auch nur ein 
unvollständiges Bild vermitteln, da KAPOVAZ zusätzlich zu dem Merkmal 
Umfang der Arbeitszeit auftritt. Nach Schätzungen Klevemanns gab es 
1986 1,4 Mio KAPOVAZ-Beschäftigte. Dieses arbeitsvertragliche Merkmal 
betrifft 2,5 % der Vollzeitarbeitnehmerlnnen, 10% der sozialversicherungs- 
pflichtigen Teilzeitarbeitnehmerlnnen und 40% der geringfügig Beschäftig¬ 
ten (vgl. Klevemann 1986, S.105). Anfangs galt KAPOVAZ als eine über¬ 
wiegend im Einzelhandel verbreitete Vertragsform.3 Inzwischen steht fest, 
daß KAPOVAZ in allen Branchen verbreitet ist (vgl. Pfarr/Bertelsmann 
1989, S. 215). Einigkeit besteht, daß KAPOVAZ-Klauseln vor allem auf 
Teilzeitarbeit zutreffen und daß KAPOVAZ überwiegend Frauen betrifft, 
da fast nur Frauen Teilzeitarbeit ausüben (vgl. Meyer 1989, S. 38). 
Das Ergebis der Bestandsaufnahme ist in einem Punkt eindeutig: Der 
Frauenanteil liegt, sowohl bei der "geschützten" als auch bei der "unge¬ 
schützten" - aber prinzipiell schutzwürdigen - Teilzeitarbeit über 90%. Der 
Frauenanteil bei KAPOVAZ kann zwar nicht genau bestimmt werden, 
doch auch hier ist eine erheblich stärkere Betroffenheit der Frauen zu ver¬ 
muten. 
3. Die arbeits- und sozialrechtlichen Bedingungen der Teilzeitarbeit - 
Konsequenzen der Abweichung vom Normalarbeitsverhältnis 
Die zunehmende Bedeutung anderer Vertragsformen weist darauf hin, daß 
das Normalarbeitsverhältnis in der Beschäftigungspraxis und als normatives 
Modell rapide an Bedeutung verliert (vgl. u.a. Mückenberger 1985, Bosch 
1986, Bobke/Unterhinnighofen 1989). Das ist eine sozialpolitisch alarmie¬ 
rende Entwicklung, denn das "Normalarbeitsverhältnis im normativen 
Sinne ist dasjenige Arbeitsverhältnis, das optimal die Kriterien erfüllt, an 
3 Deshalb konzentrieren sich Untersuchungen zu KAPOVAZ überwiegend auf den 
Einzelhandel (vgL z.B. Duran u.a. 1982). 
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die die geltende Rechtsordnung vorteilhafte Regelungen knüpft" (Mücken- 
berger 1985, S.424). 
3.1 Die arbeits- und sozialpolitische Bedeutung des Normalarbeitsverhältnisses 
Das Normalarbeitsverhältnis ist ein wesentliches Konstruktionsprinzip der 
marktwirtschaftlichen Gesellschaft, die Organisation zenträler gesellschaft¬ 
licher Lebensbereiche ist daran orientiert Wesentliche Kriterien sind das 
Vorliegen von Vollzeitarbeit, die Dauer der Betriebszugehörigkeit und die 
Dauer von Beschäftigungszeiten (vgl. Mückenberger 1985, S. 424 ff). 
Auf das Normalarbeitsverhältnis wirken eine Vielzahl von Normen ein, die 
vom Gesetzgeber, den Organen der kollektiven Selbstverwaltung und den 
daran anschließenden richterlichen Interpretationen gestaltet sind. In die¬ 
sem Gestaltungsprozeß sind Interessen aus verschiedenen zentralen Politik¬ 
feldern, wie z.B. der Wirtschafts-, Sozial-, Rechts- und Tarifpolitik, verwo¬ 
ben. 
Aufgabe der Sozialpolitik ist es, die finanzielle Existenzsicherung durch die 
gesetzliche Sozialversicherung (Kranken-, Renten-, Unfall- und Arbeits¬ 
losenversicherung) und flankierend dazu durch Sozialhilfeleistungen nach 
dem Bundessozialhilfegesetz zu gewährleisten. Das Funktionsprinzip der 
Sozialpolitik ist dem der Arbeitspolitik entgegengesetzt Sozialpolitik 
muß sich der Bedürfnisse der Bürger dann annehmen, wenn der Markt ver¬ 
sagt Sie wirkt insofern komplementär zur Arbeitspolitik (vgl. Naschold 
1985, S. 17), da sie eingreift, wenn die Existenzsicherung durch Erwerbs¬ 
arbeit nicht mehr gewährleistet ist Gleichzeitig bleibt Sozialpolitik jedoch 
subsidiär zur Arbeitspolitik (vgl. Mückenberger 1985, S. 416 f). Da die 
gesetzliche Sozialversicherung nach dem Versicherungsprinzip aufgebaut 
ist, können Ansprüche auf Leistungen prinzipiell nur dann geltend gemacht 
werden, wenn dem Versicherungsfall eine abhängige Beschäftigung voraus¬ 
gegangen ist Darüber hinaus richtet sich die Höhe der Versicherungs¬ 
leistungen nach der Höhe der am Einkommen orientierten Beiträge und 
der Dauer bzw. Kontinuität der Beitragszahlungen. 
In diesem sozialpolitischen Zusammenhang kommt die kontinuierliche und 
vollzeitige Erwerbstätigkeit als Bezugspunkt zur Geltung. Eine ausrei¬ 
chende finanzielle Existenzsicherung durch die gesetzliche Sozialversiche- 
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rang im Alter, bei Invalidität, Krankheit und Arbeitslosigkeit ist in der Re¬ 
gel nur gegeben, wenn der/die Versicherte über lange Zeit in einem als 
Normalarbeitsverhältnis zu klassifizierenden Arbeitsverhältnis beschäftigt 
war. Einzig die Sozialhilfe ist von der Erwerbsarbeit unabhängig. Sie wird 
- allein nach dem Kriterium der Bedürftigkeit gewährt, allerdings so, "daß 
Bedürfnisse und Bedürftigkeiten zum Stigma werden" (Mückenberger 1985, 
S. 417, vgl. auch Naschold 1985, S.17). 
3.2 Sozialversicherungsrechtliche Regelung der Teüzeitarbeit* 
Um eine Existenzsicherung in langfristiger Perspektive durch die Sozialver¬ 
sicherung zu gewährleisten, müssen die Ansprüche auf Leistungen der 
Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung5 über die Mitgliedschaft 
in der Versicherung erworben und Beiträge gezählt werden6; in der Ren¬ 
ten- und Arbeitslosenversicherung muß zudem eine Mindestdauer der Ver¬ 
sicherung erfüllt sein (Anwartschafts- oder Wartezeiten). Die wöchentliche 
Arbeitszeit, die Höhe des Arbeitsentgelts und die Beschäftigungsdauer sind 
wesentliche Kriterien, nach denen sich die (Pflicht-)Mitgliedschaft be¬ 
stimmt 
Von der gesetzlichen Versicherungspflicht in der Renten- und Krankenver¬ 
sicherung sind diejenigen "gegen Entgelt beschäftigten Personen" ausge¬ 
nommen, die "geringfügig oder kurzfristig" beschäftigt sind. 1987 lag die 
Geringfügigkeitsgrenze bei einer Wochenarbeitszeit unter 15 Stunden, 
wenn gleichzeitig das Brattoarbeitsentgelt DM 430,- nicht überstieg. Die 
Kurzfristigkeit war bei einer Beschäftigungsdauer von maximal 2 Monaten 
oder 50 Arbeitstagen im Jahr gegeben (vgl. § 8 Viertes Sozialgesetzbuch). 
Allerdings sind mehrere geringfügige Beschäftigungen zusammenzurech¬ 
nen. Von der Arbeitslosenversicherung sind die "kurzzeitig Beschäftigten" 
nach § 102 Arbeitsförderungsgesetz ausgenommen. 1987 war die Kurzzei- 
4 Folgende Ausführungen orientieren sich im wesentlichen an Landenberger 1984, 
Friedrich 1989, Bäcker et al 1989. 
5 Die Unfallversicherung wird aus der Betrachtung ausgeschlossen, da alle Beschäf¬ 
tigten unabhängig von Arbeitszeitumfang und Entgelthöhe durch den Arbeitgeber 
versichert sind, 
6 In der Krankenversicherung ist die Möglichkeit der Familienversicherung gegeben. 
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tigkeit bei einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit unter 19 Wo¬ 
chenstunden gegeben; auf das Bruttoeinkommen kommt es in diesem Fall 
nicht an, mehrere Beschäftigungen dürfen nicht addiert werden. 
Konsequenzen für die "geschützte Teilzeit": Für die Anrechnung der Anwart¬ 
schaft- und Wartezeiten entsteht durch Teilzeitarbeit, deren Arbeitszeit¬ 
umfang über der Kurzzeitigkeits- bzw. Geringfügigkeitsgrenze liegt ("ge¬ 
schützte Teilzeit"), keine Benachteiligung gegenüber der Vollzeitarbeit 
Doch die Höhe der im Versicherungsfall zu beanspruchenden Leistung ist 
in der Rentenversicherung an die Höhe der geleisteten Beiträge und die 
Dauer der Beitragszahlung gebunden. Eine ausreichende Rente, das heißt 
eine Rente, die die Aufrechterhaltung des Lebensstandards im Alter ge¬ 
währleistet, wird regelmäßig nur bei dauerhafter Vollzeitbeschäftigung er¬ 
zielt Liegt insgesamt eine längere Periode der Teilzeitarbeit vor, müßten 
Teilzeitbeschäftigte, um später eine ausreichende Rente zu erzielen, bei 
kürzerer Gesamtarbeitszeit dennoch absolut das gleiche Einkommen er¬ 
zielen wie die Vollzeitaibeitnehmerlnnen. Da dies nicht gegeben ist, ist die 
auf abhängiger Erwerbsarbeit begründete Existenzsicherung der Teilzeitar- 
beitnehmerlnnen im Rentenfall nicht gewährleistet Ähnlich stellt sich die 
Situation auch für Vollzeitbeschäftigte mit einem geringen monatlichen 
Bruttoverdienst dar. 
Auch die Lohnersatzleistungen der Krankenversicherung und der Arbeits¬ 
losenversicherung orientieren sich am erzielten Bruttoeinkommen. Von 
diesem werden maximal 80% als Krankengeld (nach Ablauf der sechswö¬ 
chigen Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber) bzw. 63% oder 68% als 
Arbeitslosengeld gewährt 
Konsequenzen für die "ungeschützte Teilzeit": Aufgrund des geringen Umfan- 
ges der Arbeitszeit oder des Einkommens ist hier, die Einbindung in die 
Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung nicht gegeben. Anwart¬ 
schafts- oder Wartezeiten werden nicht erworben, ein Anspruch auf Ar¬ 
beitslosenunterstützung entsteht nicht In der Rentenversicherung ist zwar 
die freiwillige Mitgliedschaft möglich, Beiträge werden aber aus dem gerin¬ 
gen Einkommen kaum abgeführt In der Krankenversicherung ist über die 
Möglichkeit der Einbeziehung von Familienmitgliedern in den Versiche¬ 
rungsschutz zwar eine höhere Einbindung gewährleistet, der Bezug von 
Krankengeld setzt allerdings die eigenständige Mitgliedschaft voraus. 
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Konsequenzen für KAPOVAZ: Im Fall der Beschäftigung mit KAPOVAZ- 
Klausel ist die Situation der sozialen Sicherung weitaus schwieriger zu beur¬ 
teilen7. Ist im Arbeitsvertrag eine kontinuierliche Entgeltzahlung und Be¬ 
schäftigung vereinbart, so ergeben sich für den Erwerb von Anwartschafts¬ 
und Wartezeiten keine Nachteile. Bei diskontinuierlicher Entgeltzahlung 
können dagegen Nachteile auftreten: als Versicherungszeiten für die Rente 
werden nur diejenigen Monate gezählt, für die tatsächlich Beiträge geleistet 
wurden; in der Krankenversicherung verursacht eine Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit von mehr als drei Wochen den Ausfall des Versicherungs¬ 
schutzes; in der Arbeitslosenversicherung verhindert eine Unterbrechung, 
die vier Wochen übersteigt, die Erfüllung der Anwartschaftszeit. 
Obwohl formal der Arbeitnehmerstatus aufrechterhalten ist, kann bei dis¬ 
kontinuierlicher Beschäftigung und Entgeltzahlung der Versichertenstatus 
ausgesetzt und damit die Anrechnimg der Anwartschaftszeiten unterbro¬ 
chen werden. Für KAPO VAZ-Arbeitnehmer Innen wird bei nicht gleich¬ 
mäßiger Beschäftigung, aber kontinuierlicher Bezahlung zudem das Prinzip 
der Äquivalenz von Leistimg und Gegenleistung gebrochen. Wird zu Be¬ 
ginn des Bemessungszeitraumes überproportional viel geleistet, die Ent¬ 
geltzahlung aber am durchschnittlichen Arbeitsvolumen orientiert, so führt 
das bei Arbeitslosigkeit und Krankheit zu einer relativen Benachteiligung, 
umgekehrt allerdings ebenso zu einer relativen Bevorzugung, wenn zu Be¬ 
ginn des Bemessungszeitraumes kaum gearbeitet wurde. 
Fazit: Vor allem in der Renten- und Arbeitslosenversicherung bedeutet ein 
vom Normalarbeitsverhältnis abweichender Erwerbsstatus, der mit einer 
Minderung des Bruttoeinkommens einhergeht, die Gefahr einer unzurei¬ 
chenden Existenzsicherung im Versicherungsfall. Die früher geltenden rela¬ 
tiven "Privilegjerungen" sozialversicherungspflichtig Beschäftigter mit gerin¬ 
gem Einkommen sind durch das Rentenreformgesetz, das am 1.1.1992 in 
Kraft getreten ist, weitgehend beseitigt worden (vgl. Landenberger 1991, S. 
283). Statt einer Verbesserung der sozialversicherungsrechtlichen Situation 
für Teilzeitbeschäftigte ist in diesem Reformpaket allein eine Verbesserung 
des mit dem Normalarbeitsverhältnis verbundenen Normalversicherungs¬ 
verhältnisses erfolgt Zumindest aus der Perspektive der Beschäftigten 
7 Zur ausführlichen Differenzierung der Konsequenzen bei unterschiedlichen Ver¬ 
tragsgestaltungen vgL Meyer 1989, S. 205 ff. 
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müßte das derzeitige Sozialversicherungssystem die Flexibilisierungsbereit¬ 
schaft einschränken. 
3.3 Arbeitsrechtliche Regelung der Teilzeitarbeit8 
Im Arbeitsrecht gilt die Auffassung, daß Vollzeit- und Teilzeitarbeitnehme- 
rlnnen grundsätzlich gleich behandelt werden müssen, es sei denn, sachli¬ 
che Gründe9 rechtfertigen eine unterschiedliche Behandlung (vgl. § 2 Abs. 
1- BeschFG). Eine im Gesetz verankerte Benachteiligung der Teilzeitbe¬ 
schäftigten gegenüber den Vollzeitbeschäftigten besteht also nicht 
In der konkreten Beschäftigungssituation ergeben sich für die Teilzeitbe- 
schäftigten dennoch eine Reihe von Besonderheiten. So sind in den Ar¬ 
beitsschutzgesetzen Mindestnormen für Belastungen und Beanspruchungen 
festgelegt, die sich auf die Normalarbeitszeit beziehen. Auf Teilzeitarbeit- 
nehmerlnnen werden die gleichen Normen angewandt d.h sie können in 
kürzerer Zeit den quantitativ gleichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. 
Ott 1987). Im Kündigungsschutzgesetz werden Teilzeitarbeitende bei be¬ 
triebsbedingten Kündigungen durch das Erfordernis der sozialen Auswahl 
benachteiligt Dieses orientiert sich vor allem an den Merkmalen "Dauer 
der Betriebszugehörigkeit Unterhaltsverpflichtungen und Lebensalter der 
Arbeitnehmer" (Däubler 1990, S. 505 ff). Ein gesetzlicher Anspruch auf 
"Mehrarbeitsvergütung" entsteht erst wenn die regelmäßige Arbeitszeit 
(gemäß der Arbeitszeitordnung von 1938 sind dies 48 Wochenstunden) 
überschritten wird. Regelungen zur Abgeltung von Überstunden finden sich 
überwiegend in Tarifverträgen. Diese greifen jedoch erst bei Überschreiten 
der tariflichen "NormaT-Arbeitszeit Teilzeitbeschäftigte erhalten regel¬ 
mäßig keinen (über den normalen Lohnsatz hinausgehenden) Überstun¬ 
denausgleich, obwohl auch auf für sie eine besondere Belastungssituation 
durch Überstunden eintritt (vgl. Degen 1987, S. 632). 
8 Zu den folgenden Ausführungen vgL u.a. Schüren 1985, Bertelsmann/Rust 1985, 
Degen 1987, Däubler 1990, S. 873ff. 
9 Als sachliche Gründe für eine differenzierte Behandlung sind "Arbeitsleistung, 
Qualifikation, Berufserfahrung, soziale Lage oder unterschiedliche Arbeitsplatzan¬ 
forderungen" zulässig (vgl Degen 1987, S. 630). 
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Obwohl Teilzeitaibeitnehmerlnnen also formal nicht benachteiligt sind, ist 
eine tatsächliche Schlechterstellung im Bereich der Belastungen und Bean¬ 
spruchungen, der Beschäftigungssicherheit und der Entlohnung bereits auf¬ 
grund arbeitsrechtlicher Regelungen zu vermuten. Eine Aufhebung dieser 
Benachteiligungen durch kollektiwertragliche Vereinbarungen findet nur 
im seltenen Ausnahmefall statt Dazu Wird wird auch im Rahmen einer 
Untersuchung von 530 Tarifverträgen (1983) festgestellt: "Der Schwerpunkt 
der Benachteiligung von Teilzeitbeschäftigten liegt heute nicht im gesetzli¬ 
chen Bereich, sondern in Tarifverträgen." (Pfarr/Bertelsmann 1989, S. 229) 
In der konkreten Beschäftigungssituation ist aufgrund der Zulässigkeit ei¬ 
ner Differenzierung nach sachlichen Gründen eine Ungleichbehandlung 
möglich und wahrscheinlich. Relativ neu in der Rechtsprechung ist die An¬ 
erkennung des Tatbestandes der mittelbaren Diskriminierung10. Diese bie¬ 
tet den Teilzeitaibeitnehmerinnen eine Grundlage, um gegen faktische Un¬ 
gleichbehandlung vorzugehen, die trotz formaler Gleichbehandlung von 
Vollzeit- und Teilzeitarbeit und trotz grundgesetzlich garantierter Gleich¬ 
berechtigung von Frauen und Männern vorkommen. 
Die genannten Regelungen und die betriebliche Realität gelten für alle 
Teilzeitbeschäftigten gleichermaßen. Durch geringfügige Beschäftigung er¬ 
geben sich allerdings zusätzliche Besonderheiten. Die Anwendbarkeit des 
Kündigungsschutzgesetzes setzt mindestens sechs Arbeitnehmerinnen im 
Betrieb voraus, allerdings werden Teilzeitbeschäftigte mit einer Arbeitszeit 
bis einschließlich 10 Wochenstunden oder 45 Monatsstunden nicht gezählt 
(vgl. § 23 KSchG Abs. 1, Satz 3). Hier werden also nicht die Teilzeitarbeit- 
nehmerlnnen benachteiligt, sondern alle Arbeitnehmerinnen fallen aus 
dem Anwendungsbereich des Kündigungsschutzgesetzes heraus, wenn in 
einem Betrieb maximal fünf Vollzeitarbeitnehmerlnnen beschäftigt sind. 
Das Lohnfortzahlungsgesetz (§ 1 Abs. Hl Nr. 2) verwehrt Arbeiterinnen mit 
10 Mittelbare Diskriminierung liegt Hann vor, wenn sich eine Ungleichbehandlung 
nicht mehr direkt an einem Merkmal der ungleichbehandelten Person (das ist 
dann unmittelbare Diskriminierung, zJB. wegen des Geschlechts), sondern an ei¬ 
nem Merkmal festmacht, das überwiegend auf eine bestimmte Personengruppe zu¬ 
trifft (vgL Däubler 1990, S. 685). Zur Rechtsprechung zur mittelbaren Diskriminie¬ 
rung bei Teilzeitbeschäftigung vgL Pfarr/Bertelsmann 1989, S. 259 ff 
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den oben genannten Arbeitszeiten noch immer einen Anspruch auf Lohn¬ 
fortzahlung im Krankheitsfallu. 
Für Teilzeitarbeit im Stil der KAPOVAZ enthält das Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz eine Reihe von Regelungen12, die einer Ausweitung (bzw. Ein¬ 
haltung) des Arbeitnehmerschutzes dienen sollen. So muß nach § 4 Abs. 1 
BeschFG "eine bestimmte Dauer der Arbeitszeit festgelegt werden". Das 
soll vor allem den Kündigungsschutz absichern, der hinfällig würde, wenn 
nicht einmal der insgesamt zu leistende Arbeitsumfang festgelegt wäre. Al¬ 
lerdings ist der Zeitraum, auf den sich die Dauer des Arbeitsdeputates be¬ 
zieht, nicht normiert Ist die Dauer des Arbeitseinsatzes nicht vertraglich 
festgelegt, wird fiktiv eine wöchentliche Arbeitszeit von 10 Stunden zugrun¬ 
delegt (§ 4 Abs. 1 BeschFG), der einzelne Arbeitseinsatz muß mindestens 
drei zusammenhängende Stunden umfassen (§ 4 Abs. 3 BeschFG). Außer¬ 
dem ist der konkrete Arbeitseinsatz dem Arbeitnehmer mindestens 4 Ka¬ 
lendertage im voraus anzukündigen. 
Die Regelungen des BeschFG erreichen allerdings keine Ausweitung des 
Arbeitnehmerschutzes: Die zugrundegelegte wöchentliche Arbeitszeit liegt 
unterhalb der sozialversicherungsrechtlichen Geringfügigkeitsgrenzen und 
sogar unterhalb der Grenzen des Lohnfortzahlungsgesetzes für Arbeiter 
und des Kündigungsschutzgesetzes. Auch das "Recht des Arbeitnehmers an 
einer eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Planbarkeit seiner ar¬ 
beitsfreien Zeit" (Malzahn 1985, S. 388) kann durch die gesetzliche Voran- 
kündigungsfrist von mindestens 4 Kalendertagen kaum besser zur Geltung 
kommen; eine Eingfenzung der potentiellen Arbeitszeitlagen ist nicht vor¬ 
gesehen, Arbeitseinsätze am Morgen können durchaus mit solchen am 
Abend abwechseln. Bei längerfristiger Erkrankung wird der Anspruch auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall gefährdet, denn der Anspruch besteht 
nur für die Tage, an denen die Arbeitsleistung auch tatsächlich ausgefallen 
ist Wenn kein weiterer Arbeitseinsatz angeordnet wird, kann auch kein 
11 Diese Norm wird wegen der überholten Differenzierung zwischen Arbeitern und 
Angestellten als verfassungswidrig beurteilt Zudem liegt hier eine mittelbare Dis¬ 
kriminierung nach dem Geschlecht vor. Nach der Rechtsprechung des EUGH ist 
diese Norm nicht mehr anzuwenden, (vgl. Hunold 1991, S. 1676 f). 
12 Zu den folgenden Ausführungen vgL u.a. Malzalm 1985, Schüren 1985, Meyer 
1989. 
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Anspruch auf Lohnfortzahlung entstehen. Wird die Ankündigungsfrist nicht 
beachtet, dann haben Arbeitnehmerinnen lediglich ein Leistungsverweige- 
rungsrecht, eine weitergehende Sanktion des Arbeitgeberverhaltens ist 
nicht vorgesehen. Zusätzlich ist selbst dieser Minimalschutz noch zu Un- 
gunsten der Arbeitnehmer tarifdispositiv gestellt (§ 6 Abs. 1 BeschFG). 
KAPOVAZ bedroht im besonderen Ausmaß die Zeitsouveränität der Ar¬ 
beitnehmerinnen und führt je nach konkreter vertraglicher Gestaltung zu 
unregelmäßiger Entgeltzahlung. 
Obwohl der Gleichbehandlungsgrundsatz auch für Voll- und Teilzeitarbeit 
gQt, ergeben sich in der betrieblichen Realität eine Vielzahl von Benachtei¬ 
ligungen. Vermutlich verstärken sich diese Benachteiligungen je geringer 
die Arbeitszeiten angesetzt sind. Das Beschäftigungsförderungsgesetz wird 
seinem Anspruch, die Teilzeitarbeit sozial verträglicher zu gestalten, nicht 
gerecht 
4. Die subjektive Wahrnehmung der Qualität der Teilzeitarbeit 
Die folgenden Aussagen beziehen sich auf eine Analyse der Daten des "So- 
zioökonomischen Panels"13. Unter dem Thema "Leben und Arbeit in 
Deutschland" wurden 1987 10.516 Personen (im Alter von 16 Jahren und 
mehr) anhand eines standardisierten Fragebogens befragt Neben Angaben 
zum Einkommen, der Beschreibung von Arbeitsbedingungen sowie der 
Wahrnehmung von Chancen und Risiken wurde in diesem Jahr auch die 
Einschätzung zur sozialen Sicherung erhoben. Die Daten sowie Angaben 
zur Konstruktion der Vergleichsgruppen sind in der Tabelle am Ende des 
Artikels wiedergegeben14. 
4.1 Einkommen und Bewertung der sozialen Sicherung 
Als Maßstäb wird die Gewährleistung einer eigenständigen, d.h. von der 
Unterstützung durch andere Personen unabhängigen, Existenzsicherung 
aus der Erwerbsarbeit herangezogen. Dafür wird ein Nettoeinkommen von 
13 Zur Güte der Daten vgl Büchtemaim/Schupp 1986, S. 4 ff, Rebenstorf 1987. 
14 Aufgrund der speziellen Arbeits(markt)situation sind Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes im weiteren von der Analyse ausgeschlossen. 
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mindestens 1500 DM veranschlagt15. Selbst bei den vollzeitbescbäftigten 
Frauen ist ein existenzsicherndes Einkommen nur zu 46% gegeben; dieses 
Einkommensniveau erreichen nur noch 5% der Frauen, die in "geschützter 
Teilzeit" arbeiten. Daß kürzere Arbeitszeiten mit einem geringeren Ein¬ 
kommen einhergehen, ist nicht weiter erstaunlich. Überraschend ist jedoch 
der hohe Anteil an Arbeitnehmerinnen, die nicht mehr als 800 DM netto 
verdienen; bei der ungeschützten Teilzeitarbeit sind es 97%, bei der ge¬ 
schützten Teilzeitarbeit 45% der Frauen. Rein rechnerisch liegen Netto¬ 
stundenlöhne von maximal DM 10,50 zugrunde. 
Frauen in "geschützter Teilzeit" erhalten zumindest im annähernd gleichen 
Umfang wie die Vollzeitarbeitnehmerinnen "betriebliche Sondervergütun¬ 
gen", nur ca. 10% gehen leer aus. Bei KAPOVAZ und ungeschützter Teil¬ 
zeitarbeit steigt der Anteil detjenigen, die kein derartiges Zusatzeinkom¬ 
men haben, auf über 40%. 
Ein Indikator für die soziale Sicherung ist die Mitgliedschaft in der Renten- 
und Krankenversicherung. Die Frauen in "geschützter Teilzeit" sind den 
vollzeitbeschäftigten Frauen gleichgestellt und über 90% dieser Frauen sind 
eigenständig versichert. Für die Frauen in "ungeschützter Teilzeit" und KA¬ 
POVAZ ist der Schutz bei Krankheit für ca. die Hälfte der Befragten nur 
durch die "Familie" gewährleistet. 71% der Beschäftigten in "ungeschützter 
Teilzeit"16 und 49% der KAPOVAZ-Arbeitnehmerinnen erwerben aus dem 
Beschäftigungsverhältnis keinen eigenen Rentenanspruch. Die Einbindung 
in die Arbeitslosenversicherung wurde nicht erfragt, hier ist eine ähnliche 
Einbindung wie in der Rentenversicherung zu vermuten. - 
In der Einschätzung der finanziellen Absicherung bei Krankheit, Arbeitslo¬ 
sigkeit und im Alter setzt sich die Übereinstimmung der Frauen in Vollzeit- 
und geschützter Teilzeitbeschäftigung fort. Über 90% schätzen die Absiche¬ 
rung im Fall der Krankheit als mindestens befriedigend ein. Bei 
15 Die Grenze von 800,- DM monatlich orientiert sich in etwa an den Leistungen der 
Sozialhilfe (inclusive Wohngeld und besonderen einmaligen Leistungen). Möller 
bestimmt in ihrer Untersuchung 1985 DM 1.400,- Nettoeinkommen als absolutes 
Existenzminimum (vgl Möller 1988, S. 17). 
16 Zu beachten ist, daß die Abgrenzung nach der Kurzzeitigkeit der Arbeitslosenver¬ 
sicherung erfolgte. Es sind also auch Frauen erfaßt, die mehr als 15 (aber unter 19) 
Wochenstunden arbeiten. 
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KAPOVAZ und "ungeschützter Teilzeit" tun dieses überraschenderweise 
immerhin noch 80% trotz der Schlechterstellung im Bereich der Lohnfort¬ 
zahlung und des Krankengeldes. Die Absicherung im Fall der Arbeitslosig¬ 
keit halten nur noch 60% der Arbeitnehmerinnen in Vollzeitarbeit und 
51% der Arbeitnehmerinnen in geschützter Teilzeitarbeit für befriedigend 
und besser. Da von den befragten Frauen in KAPOVAZ und "ungeschütz¬ 
ter Teilzeit" nur 77% bzw. 66% eine Einschätzung gegeben haben, werden 
die Ergebnisse nicht interpretiert Eine relativ hohe Quote an "trifft nicht 
zu" und "weiß nicht" liegt auch für die Einschätzung der Absicherung im 
Alter vor. 
Der Grad der Einbindung in die Renten- und Krankenversicherung ist of¬ 
fenbar bei Vollzeit- und geschützter Teilzeitbeschäftigung gleich hoch, sinkt 
bei KAPOVAZ und ungeschützter Beschäftigung jedoch deutlich ab. Bei 
der Bewertung der Absicherung für die Zukunft setzt sich die geringe Ein¬ 
bindung in die Systeme der sozialen Sicherung jedoch nicht in eine entspre¬ 
chend negative Bewertung um. 
Über alle Gruppen hinweg wird die Absicherung bei Krankheit und im Al¬ 
ter mehrheitlich mindestens befriedigend eingeschätzt. Gerade in diesen 
Bereichen wird die staatliche Vorsorge zunehmend um private Versiche¬ 
rungsleistungen ergänzt Zudem können sich bis zum Eintritt des Rentenal¬ 
ters Änderungen im Arbeitsverhältnis bzw. in den Bestimmungen der Sozi¬ 
alversicherung ergeben. Dies mag auch den hohen Anteil an Nennungen 
"trifft nicht zu" bzw. "weiß nicht" erklären. Die Absicherung im Fall der Ar¬ 
beitslosigkeit wird von den Frauen dagegen sehr viel häufiger mit "weniger 
gut" bzw. "schlecht" bewertet, was bei einem Arbeitslosengeld von nur 63% 
bzw. 68% des Nettoeinkommens nicht verwunderlich ist. 
4.2 Die konkreten Arbeitsbedingungen 
Für alle zur Verfügung stehenden Indikatoren zu den Bereichen "Belastun¬ 
gen und Beanspruchungen", "Selbstbestimmungsmöglichkeiten", "Arbeitsin¬ 
halte" und "Soziale Beziehungen" liegen überwiegend positive Einschätzun- 
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gen vor17. Eine Ausnahme bildet allerdings die Möglichkeit des "Hinzuler¬ 
nens für das berufliche Fortkommen". 
Von allen beschäftigten Frauen hielten für ihre Arbeit ca. 60% das Merk¬ 
mal "körperlich schwere Arbeit" und ca. 70% das Merkmal "belastende 
Umwelteinflüsse" für unzutreffend; aber für immerhin ca. 10% der Befrag¬ 
ten trafen diese Merkmale voll zu. Die relativ positive Einschätzung ändert 
sich jedoch bei der Frage nach psychischen Belastungen. Nur 24% der Voll- 
zeitbeschäftigten und 34% der Frauen in "geschützter Teilzeit" geben Ar¬ 
beitsbedingungen an, die frei von "hoher nervlicher Anspannung" sind. 
Demgegenüber beantworten 67% der in "ungeschützter Teilzeit" und 45% 
der in KAPOVAZ arbeitenden Frauen die Frage nach psychischen Bela¬ 
stungen mit "trifft nicht zu". 
Ca. 75% aller Frauen sehen die Möglichkeit zur "selbständigen Gestaltung 
von Ablauf und Durchführung", eine "strenge Kontrolle der Arbeitslei¬ 
stung" trifft mehrheitlich nicht zu. Letzteres gilt weitaus stärker bei Teilzeit¬ 
arbeit als bei Vollzeitarbeit (51% der Vollzeitbeschäftigten, 72% der 
Frauen in "ungeschützter Teilzeit"). Bei den Arbeitsinhalten antworten 38% 
der Frauen in "ungeschützter Teilzeit" daß eine "abwechslungsreiche Tätig¬ 
keit" nicht zutrifft, die Möglichkeit des "Hinzulernens für das berufliche 
Fortkommen" wird sogar von 63% der Frauen in "ungeschützer Teizeit" 
nicht gesehen. Die Häufigkeit dieser Nennung übersteigt bei weitem die der 
Frauen in KAPOVAZ und in "geschützter Teilzeit". Am günstigsten schät¬ 
zen in diesem Punkt die Vollzeitbeschäftigten ihre Situation ein. Für das 
"gute Auskommen mit Kollegen" steigt der Anteil der Nennungen "trifft 
nicht zu" bei KAPOVAZ und "ungeschützter Teilzeit" an. 
Die Ergebnisse der Umfrage machen deutlich, daß die Teilzeitbeschäftigten 
nicht von prinzipiell schlechteren Bedingungen am Arbeitsplatz ausgehen. 
Eine "hohe nervliche Anspannung" und "strenge Kontrolle der Arbeitslei¬ 
stung" trifft bei geringerer Arbeitszeit weniger häufig zu. Frauen in KAPO¬ 
VAZ nehmen eine Mittelstellung zwischen den Frauen in geschützter und 
ungeschützter Teilzeitarbeit ein, auch dies deutet auf die Erklärung durch 
17 Die Bewertung der Arbeitsbedingungen als "gut" orientiert sich an den "objektiven 
Interessen" der Arbeitnehmerinnen an der Erwerbsarbeit (vgl Lukie 1985, S. 102). 
Zur empirischen Relevanz der "Ansprüche an die Erwerbsarbeit" vgL Statistisches 
Bundesamt 1989, S. 427 £ 
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den Arbeitszeitumfang hin. Die Entlastung im psychischen Bereich geht 
aber mit weniger abwechslungsreichen Arbeitsinhalten und einer deutli¬ 
chen Schlechterstellung für die berufliche Entwicklung einher. Hier sind die 
Frauen in KAPOVAZ den Arbeitnehmerinnen in "geschützter Teilzeit" 
gleichgestellt. 
4.3 Die Wahrnehmung von Chancen und Risiken 
Die Wahrscheinlichkeit des "beruflichen Aufstiegs innerhalb der nächsten 2 
Jahre" wird von den befragten Frauen noch geringer veranschlagt, als die 
negative Beurteilung der beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten vermuten 
läßt Nur 17% der Vollzeitbeschäftigten und nur ca. 5% der Frauen in Teil¬ 
zeitarbeit halten einen Aufstieg für sicher oder wahrscheinlich. Über die 
Hälfte aller Befragten erwartet keinen beruflichen Aufstieg, wobei der 
höchste Anteil an Nennungen "ganz sicher nicht" mit 84% auf die Frauen in 
ungeschützter Teilzeit entfällt. Dieser - zumindest für den weiteren Er¬ 
werbsverlauf - negativen Erwartung steht positiv eine relativ hohe Arbeits¬ 
platzsicherheit gegenüber. Von allen Befragten halten nur maximal 10% 
den Verlust des Arbeitsplatzes für "ganz sicher" bzw. "wahrscheinlich". 
Trotzdem machen sich vergleichsweise viele der befragten Frauen "große" 
bzw. "einige" Sorgen um die Sicherheit des Arbeitsplatzes, nämlich immer¬ 
hin 55% der Frauen in Vollzeitarbeit und 47% der Frauen in "geschützter 
Teilzeit". Bei den Frauen in "ungeschützter Teilzeit" und in KAPOVAZ 
sinkt dieser Anteil auf 28% bzw. 39%. Dies kann als Ausdruck für die indi¬ 
viduelle Bedeutsamkeit der Arbeit interpretiert werden. Je höher die Ar¬ 
beitszeit und die materiellen Einkünfte sind, umso größer ist die Sorge um 
die Sicherheit des Arbeitsplatzes. Dies besagt auch, daß der relativ hohe 
Bestandsschutz, den Vollzeitbeschäftigte prinzipiell genießen, offenbar 
nicht auf die Wahrnehmung durchschlägt. In den Zusammenhang von "Er¬ 
wartung des Arbeitsplatzverlustes" und "Sorgen um die Arbeitsplatzsicher¬ 
heit" gehört auch die Chance, eine mindestens gleichwertige Stelle zu fin¬ 
den. Diese wird von allen Befragten annähernd gleich zu ca. 75% als 
"schwierig" bzw. "praktisch unmöglich" eingeschätzt. Um so bemerkens¬ 
werter sind die weitaus höheren Sorgen der Vollzeitbeschäftigten, die ver¬ 
mutlich eine größere existentielle Abhängigkeit vom Arbeitseinkommen 
widerspiegeln. 
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Im übrigen erlaubt der zusammenfassende Indikator "Zufriedenheit mit der 
Arbeit" keine aussagekräftige Differenzierung zwischen den verschiedenen 
Erwerbsformen. Überwiegend liegt eine hohe Zufriedenheit vor, die Ant¬ 
wortverweigerung bei KAPOVAZ und ungeschützter Beschäftigung ist rela¬ 
tiv hoch. 
5, Schlußbetrachtung 
Das aktuelle Einkommen und die Einbindung in die Systeme der sozialen 
Sicherung verschlechtern sich mit der Abweichimg von der vollzeitigen Er¬ 
werbsarbeit entscheidend. Diese faktische Schlechterstellung spielt bei der 
Bewertung der finanziellen Absicherung für die Zukunft eine erstaunlich 
geringe Rolle. Eine zentrale Erklärung dürfte darin liegen, daß Teilzeitar¬ 
beit überwiegend von in Partnerschaft lebenden Frauen ausgeübt wird (vgL 
ANBA 1989, S. 62). Ausschlaggebend ist das gesamte Haushaltseinkom¬ 
men, die Vorsorgeleistungen des Partners werden in die Bewertung mit 
einbezogen18. 
Im Gegensatz zu den in der Literatur zitierten negativen Auswirkungen der 
Teilzeitarbeit auf die Arbeitsbedingungen19 muß auf der Basis der vorlie¬ 
genden Daten differenziert werden: Gerade im Bereich der Beanspruchun¬ 
gen und Belastungen führt die Verkürzung der Arbeitszeit zu einer spürba¬ 
ren Entlastung. Teilzeitarbeit erscheint in der überwiegenden Wahrneh¬ 
mung der Betroffenen als eine Erwerbsform, die die Doppelbelastung der 
Frauen, die gleichzeitig Berufe- und Familienverpflichtungen eingehen, 
mildert. Der für diese Form der Entlastung gezahlte Preis, der Verzicht auf 
berufliche Entwicklung, wird durchaus gesehen, aber in Kauf genommen. 
Im Bereich der subjektiven Qualitätsindikatoren spiegelt sich eine Abwei¬ 
chung vom Normalarbeitsverhältnis ebenfalls nicht eindeutig wider; die 
Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit sinken sogar mit einem geringeren 
Arbeitszeitumfang. 
18 Für diese Interpretation spricht auch die schlechtere Bewertung der Absicherung 
bei Arbeitslosigkeit; das verfügbare Haushaltseinkommen wird dann erheblich 
herabgesetzt 
19 VgL den zusammenfassenden Überblick bei Meyer 1989, S. 44 ff mit weiteren 
Nennungen. 
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Generell kann die Qualität der Teilzeitarbeit nicht als "besser" oder 
"schlechter" im Vergleich zur Vollzeitarbeit bewertet werden, die subjekti¬ 
ven Qualitätsindikatoren und die Beschreibimg der konkreten Merkmale 
des Arbeitsplatzes lassen ein eindeutiges Urteil nicht zu. 
Da Qualität aber nur dann gegeben ist, wenn gute Arbeitsbedingungen mit 
einem positiven subjektiven Wohlbefinden zusammengehen (in Anlehnung 
an Zapf 1984, S.23), bieten die Ergebnisse zum arbeits- und sozialrechtli¬ 
chen Rahmen vielfältige Ansatzpunkte, um zu einer Qualitätssteigerung im 
objektiven Sinne beizutragen20. In der Sozialgesetzgebung wäre eine An- 
gleichung der Stellung der Teilzeitbeschäftigten an die der Vollzeitbeschäf- 
tigten dringend geboten. Im Arbeitsrecht zeichnet sich eine maßgeblich 
durch den Europäischen Gerichtshof geprägte Entwicklung der Rechtsspre- 
chung ab, die das Vorliegen einer mittelbaren Diskriminierung bei Teilzeit¬ 
arbeit zumindest prüft. Vollkommen unzureichend ist aber, daß gerichtlich 
als unzulässig anerkannte Regelungen in der betrieblichen und tarifvertrag¬ 
lichen Praxis solange weiterhin Bestand haben, bis sie durch Einzelklagen 
überprüft werden. Weitere, die Stellung der Teilzeitarbeit zumindest schüt¬ 
zende Gesetzesvorhaben auf europäischer Ebene scheitern bislang nicht 
zuletzt auch am Widerstand der bundesdeutschen Vertretung. Dem selbst¬ 
gesetzten Anspruch, Teilzeitarbeit sozialverträglicher zu gestalten, ist der 
Gesetzgeber in der Bundesrepublik bislang nicht wirkungsvoll nachgekom¬ 
men. 
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Anhang 
Tabelle: Objektive Bedingungen und subjektive Qualitätsindikatoren bei verschiedenen 
Arbeitsverhältnissen von Frauen in der Privatwirtschaft (Panel 1987) 
Art des Arbeitsverhültnisses1) 
VoDzeh ! geschützte imgrsdiützie Kapova; 
Teilzeit Teilzeit 
FaDzahlen2) 629 242 94 • 103 
- Angaben in % der jeweiligen Antworten - 
mrt Nettoeinkommen 
ans der Erwerbsarbeit 
-bis DM 800 5,6 453 96,6 73,7 
- DM 801 bis DM 1500 48,7 493 3,4 233 
-Ober DM 1500 453 53 - 33 
f.».Bllwwffw«t^ 
- Wrihnarbtsgrld 553 493 373 373 
- Urlanbegeid 623 56,6 16,0 27,7 
-gar kerne 93 11,6 413 44,7 
- Pflicht-/freiw. Beitrag 96,4 90,1 29,0 51,0 
Statas Kranhcnmskhenuig 
-srlhstindig versichert 98,1 92,1 45,7 52,0 
- fiimilirnversichcrt 13 7,4 523 453 
Bemstaag der flaaarieüee 
AbsUaas^ 
B-615)4) - bei Krankheit (i (n=238) (n-90) (n=101) 
sehrgnt/gnt 603 603 50,0 553 
weniger gnt/arhlcrht 73 83 21,1 183 
- bei Arbritslnrigkrit (n=563) (n=216) (n=62) (n-79) 
sehrgnt/gnt 223 233 143 263 
weniger gnt/schlecht 403 483 613 49,4 
-im Alter (n=538) (n=223) (1=77) (1-94) 
sehrgnt/gnt 313 31,4 263 27,7 
weniger gut/schlecht 31,6 35,4 283 383 
Erwartung innerhalb von 2 Jahren5' 
- beruflicher Aufstieg 
ganz sicher/wahrscheinlich 163 3,4 5.7 53 gww liwt— nkh( 53 3 693 843 743 
- Arbeitspiatzverlnst 
ganz sicher/wahrsditinlich 73 63 6,7 93 ganz sicher nicht 483 423 563 473 
Sagen nm Arbritsplatrsli Im hdt 
- große/einige Sogen 553 473 283 383 
-kerne Sorgen 54,7 523 713 613 
Gleichwertige Stelle Baden Ist 
- leicht 253 203 293 313 
- schwierig/praktisch unmöglich 743 793 71,0 683 
Zufriedenheit6) (n-626) (n-239) (n-78) (n-86) 
* '«i'wnfrHf«1 63 5,0 6,4 53 
- "mittel zufrieden' 36,6 40,6 353 453 
-'sehr zufrieden' 563 54,4 57,7 483 
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Fortsetznag Tabelle 
Art des AibeitsverUltnisses 
VoDzek geschätzte nugwKflWz Kapovaz 
Teilzeit Teilzeit 
FaOzahlea 629 242 94 103 
- 
Angaben in % der jeweiligen Antworten - 
» « «■ « " _ . Tl 
Mwüif wd Rf iiUMWliBHf 
- körperlich schwere Arbeit (2,60)^ (231) (2,48) (232) 
trifft voll zu 73 103 103 123 
triffimditza 67,1 61,4 593 653 
- belastende UmwdtemflQsse (236) (235) (238) (238) 
trifft voll zn 113 73 123 73 
trifft nicht zn 673 723 713 75,7 
- hohe nervliche Anspannung (2,00) (233) (237) (235) 
trifft voll zu 24,0 103 9,7 9,7 
trifft mflifr zu 243 33,7 66,7 44,7 
• AMsnf und DutdifÜhiung 
(231) (2,17) (230) (232) 
trifft voll zu 34,0 363 473 463 
trifft nicht zn 233 193 283 243 
• irfwy jfnwfrpiu AibJeaömg (236) (2,49) (235) (2,62) 
trifft voll za 143 103 73 73 
trifft nicht zu 
IsiialfakLalla 
506 593 723 693 
AZTKflslkUUie 
- abwcchshmgsreidieTitigkat (2,48) (231) (238) (235) 
trifft voll zn 573 «3 30,4 503 
triffimditza 83 12,4 38,0 153 
- Hinzulernen ffir beruf!. Fortkommen (1,99) (132) (1,45) (133) 
trifft voll zn 273 18,4 73 223 
triffimditza 293 363 633 393 
- Ärger/Konflikte mit Vorgesetzten (2,73) (233) (232) (239) 
trifft voll zn 33 23 U 13 
triffimditza 763 853 933 913 
- gutes Auskommen mit Kollegen (2,73) (2,74) (237) (234) 
trifft voll zn 77,0 773 723 773 inffl mebt zu 43 33 163 13.7 
1) Die Kategorien worden anfgnmd folgender Angaben gebildet: 
Vofaelt: SelbstciiHzdnungm den Eiwerbaitatus *Voll erwerbstätig*. 
GearMtzS« SnlqteilinjHnnnfl m ifan P.m.hnt.tlM ■« 
womgirirhTrfrigdic'vgnanbartc Arbeitszeit ohDe Überstanden" mindestens 19 Wochenstimdcri 
beöigL 
PapacMbte Whdfe Sdhtfriimrinnng tn Hm Fi aeriiiilitiM "fleringfBglg tuW ^r- 
werbstltig* bzw. "m rrgrlm tfljger Teflzeitbesrtilftignnjf, warn gjrähzritig die "vereinbarte Arbeite- 
zeit ohne Überstunden" unter 19 Ww-tiM^fnininii bleibt. 
KAFOVAZ: Srihstrirmulmmg m Arn ViwrA«atulm "f>rmg<bgig rwW rniregplmaftig «TTVr*frttgrig' 
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bzw. "m rcgelmMiger TribritbesrhSftigimg', wenn gleichzeitig da» Merkmal 'Arbeitszeit ist nnter- 
«>IA»inü4.j»fi«>4. tm BrfAAT vrjl Tntrtfft 
2) Die Analyse igt auf deutsche, wcibfiche Arbeiter und AngrstrJlfr (abhfagig Beschäftigte) in der 
Privatwirtschaft beschränkt Beamte, mithelfende FamiKmangrhfitige und AmznbMeade md 
ausgeschlossen. 
sich durch Addition anf MO. Die 7niriU75rhm Kategorien *weiB nicht* and "trifft nicht zn* sind nicht 
einbezogen. 
4) TW» 7ihUi in yltniniHn j^frfjyliwwi fa AnwM Her 7ngnrn^ri»j^wUw Airtwmtwi oiw 7jfcl id 
angegeben, wenn unter 90% der jeweiligen Falbahlen zngnmdcBtgen. 
5) Eine vierstufige Einschätzungsskala 
ergibt sich durch Addition auf 100. 
5) HW Kffgf fW- w«w>im«>AwmU. Slr*1> mgmmfc ^«'pwirmd pw liHmfrUrlwi^ 
and gsr zufrieden"). "Unzufrieden* repräsentiert die Werte 0 bis 3, "mittel Ttrfricrien* die Werte 4 bis 
7, "sehr zufrieden" die Werte 8 bis 10. 
7) Die Kategorie "trifft teilweise zn' ergibt sich durch Addition auf 100. 
8) Die Zahlen in Klammem sind Mittelwerte (statistischer Mittelwert 2), eine unterschiedliche 
Ausrichtung der Items wurde berücksichtigt, f&r die Interpretation gilt ")e h&her der Mittelwert, umso 
besser die Arbeitsbedingungen". 
Quelle: Das "Sozioökonomische Panel", Welle IV (1987), eigene Berechnungen. 
